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Liebe Leserinnen,
Liebe Leser,

Ratingagenturen:
härtere Regeln gefordert

Ratingagenturen haben 
eine besondere Rolle, weil 
sie die Kreditwürdigkeit 
von Staaten bewerten und 
Finanzprodukte beurtei-
len. In der Finanzkrise und 
der Eurokrise haben wir 
erlebt, wie ihre Urteile kri-
senverschärfend wirken, 
zumal sie bei Finanzpro-
dukten mit Fehlurteilen 
aufgefallen sind. Bisher 
werden ihre Gutachten
nicht kontrolliert. Dieser 
Bewertungswillkür wollen 
die Europaabgeordneten 
ein Ende machen. Sie 
fordern die Kommission, 
im Rahmen einer Resolu-
tion auf, dass die Europäi-
sche Wertaufsichtsbehör-
de ESMA nun auch Kre-
ditratingagenturen stich-
probenartig überprüfen 
soll. Außerdem soll der 
Wettbewerb durch die 
Gründung einer europäi-
schen Ratingagentur ver-
stärkt werden. Zukünftig 
sollen die Agenturen für 
grob fahrlässige Urteile 
und deren Folgen haftbar 
gemacht werden können. 
Ihre Bewertungen haben 
oft direkte Auswirkungen 
am Markt. Bekommen die 

Unternehmen oder Staa-
ten gute Noten,  müssen 
sie niedrige Zinsen zah-
len, bei einem schlechten 
Rating können sie sich im 
schlechtesten Fall am 
Markt kein Geld mehr be-
schaffen.
Binnenmarktkommissar 
Barnier will noch in die-
sem Jahr einen neuen 
Gesetzesentwurf vorle-
gen. 

EHEC: EU zahlt bis zu 
50% Entschädigung

Die von der EHEC-Krise 
betroffenen Gemüsepro-
duzenten sollen für ihre 
Produkte ab dem 26. Mai 
2011 zu 50% entschädigt 
werden. Insgesamt soll es 
sich dabei um eine Sum-
me von bis zu 210 Millio-
nen Euro belaufen, so 
teilte der Landwirtschafts-
kommissar Ciolos am 
Mittwoch mit. Weitere 
Zahlungen sind vom wei-
teren Verlauf der Krise 
abhängig.

Mittelfristige Planung 
der Finanzen bis 2020

Für die mittelfristige Fi-
nanzplanung der EU bis 
ins Jahr 2020 hat das Par-
lament seine Vorstellun-
gen formuliert: eine Erhö-
hung des Finanzrahmens 

von 5% der Mittel gegen-
über der jetzigen Finanz-
periode. Ich habe mich für 
Einsparungen im Verwal-
tungsbereich eingesetzt. 
Die Verwaltungsausgaben 
stiegen von 5% auf jetzt 
6,7% des Gesamtbudgets.

Agrarbudget
soll beibehalten werden

Die Landwirtschaft leistet 
einen wichtigen Beitrag 
zur Nahrungsmittel- und 
Energiesicherheit. Das 
Parlament hat sich in ei-
ner Entschließung für die 
Beibehaltung des Agrar-
budgets für den nächsten 
mehrjährigen Finanzrah-
men ausgesprochen. In 
einem weiteren Bericht 
fordern die Parlamenta-
rier, dass ein Schwerpunkt
auf zusätzlichen Umwelt-
schutzmaßnahmen, ge-
koppelt an Direktzahlun-
gen liegen soll. Ein Au-
genmerk soll auch die 
Förderung von Jungland-
wirten und -landwirtinnen
sein: nur 6% der europäi-
schen Farmer sind jünger 
als 35 Jahre. Um den 
Markt vor unvorhersehba-
ren Ereignissen zu schüt-
zen und um schnell rea-
gieren zu können, soll es 
weiterhin ein Sicherheits-
netz geben. Die soge-
nannte Notklausel könnte 
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auch bei der EHEC-Krise 
greifen. 

Offene Grenzen auch für 
Bulgaren und Rumänen

So wird Europa richtig
spürbar: Dank des Schen-
gener-Abkommens kön-
nen wir in 25 europäi-
schen Länder ohne 
Grenzkontrollen reisen. 
Besondere Aufgaben 
müssen die EU-Mitglieder 
mit Außengrenzen zu 
Drittstaaten übernehmen. 
Wenn es nach dem Willen 
des Parlaments geht, 
werden Bulgarien und 
Rumänien die nächsten 
Mitglieder im grenzfreien 
Schengenraum sein. Bei-
de Länder haben erhebli-
che Anstrengungen unter-
nommen, um in de Schen-
genraum aufrücken zu 
können. Vorbedingung ist, 
dass sie über Computer-
systeme verfügen und am 
Schengen-
Informationssystem teil-
nehmen, mit dessen Hilfe 
gesuchte Bürgerinnen und 
Bürger ermittelt werden 
können. Die Entscheidung 
zur Aufnahme der beiden 
Mitgliedstaaten ist ein-
stimmig; in dieser Woche 
prüfen die Innenminister
der EU-Mitgliedstaaten, 
ob alle Anforderungen 
erreicht wurden (Kontrolle 

der Land-, See- und Luft-
grenzen, Erteilung von 
Visa, polizeiliche Zusam-
menarbeit sowie die Be-
reitschaft, das Schengen-
informationssystem zu 
nutzen). Danach ent-
scheiden die Staats- und 
Regierungschefs. Vor al-
lem Frankreich hat  Be-
denken und stellt sich ge-
gen den Beitritt. 
Die beiden Beitrittskandi-
daten werden einen 
strengen Aktionsplan um-
setzen müssen und wer-
den auch künftig über-
wacht.

Eurovignette kommt: 
Verschmutzer zahlt

Der Güterkraftverkehr wird 
sich weiter verteuern: Er 
soll für Umweltverschmut-
zung und Lärmbelästigung 
bezahlen. Neben Gebüh-
ren für Bau- und Instand-
haltung erlaubt die EU 
den Mitgliedstaaten, auch 
die durch Lärm- und Um-
weltverschmutzung ent-
standenen Kosten in die 
LKW-Maut einzukalkulie-
ren. Der Aufpreis könnte 
bei drei bis vier Cents pro 
Fahrzeugkilometer liegen. 
In Stoßzeiten kann die 
Abgabe jedoch um bis zu 
175 Prozent teurer wer-
den, womit Staus entge-
gengewirkt werden soll. 

Grundsätzlich gilt die 
Richtlinie für Fahrzeuge 
ab 3.5 Tonnen. Die Mit-
gliedstaaten können je-
doch bei der Kommission 
beantragen, dass diese 
Regelung erst für LKWs
ab 12 Tonnen Gewicht 
gilt. Die Abgeordneten 
kritisieren an dem ausge-
handelten Kompromiss, 
dass die Mitgliedstaaten 
mit den Mauteinnahmen 
sämtliche Haushaltslöcher 
stopfen können und nicht 
zu einer Reinvestition in 
den Verkehrssektor  und 
damit zu einer Minderung 
der Lärm- und Umweltbe-
lastung gezwungen wer-
den. 

Ärgernis der Woche: 
Feueralarm

Mehrere tausend Dolmet-
scher, Mitarbeiter, Abge-
ordnete wurden während 
der Abstimmung per Sire-
ne aus dem Haus ver-
bannt - über eine Stunde 
standen wir während der 
Dienstzeit ohne Informati-
onen vor der Tür. 

Besuch aus der Heimat 
im Europaparlament

95 Schüler des Scheffold-
Gymnasiums Schwäbisch 
Gmünd waren zu Besuch 
in Straßburg.
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